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Wann ist ein Rentensystem fair?
Undwie viel darf es kosten? Die-
se Fragen beschäftigen die Sozi-
alpolitiker im Parlament. Am
Endewird sich auch die Bevölke-
rung damit befassen müssen,
wenn sie dereinst überdieMitte-
Initiative «Ja zu fairen AHV-
Renten auch für Ehepaare» ab-
stimmt. Die Partei stört sich dar-
an,dassEhepaareheutehöchstens
150Prozent derMaximalrente für
Einzelpersonen erhalten. Diese
Plafonierung der Ehepaarrenten
will die Initiative aufheben, da-
mit Ehepaare gegenüber Unver-
heirateten nicht benachteiligt
würden.

Wird dasVolksbegehren ange-
nommen, könnten Ehepaarewie
Konkubinatspaare bis zu200Pro-
zent der Maximalrente erhalten,
also 5040Franken imMonat statt
wie heute 3780Franken.Dadurch
würden dieAHV-Kosten aberum
3,6 Milliarden Franken pro Jahr
steigen.

Die Initiative der Mitte stösst
in der Bevölkerung auf Sympa-
thien – auch an der Basis der SP
und der SVP. Der Bundesrat hin-
gegen lehnt sie ab. Er argumen-

tiert,Ehepaare seienheutekeines-
wegs durch eine «Heiratsstrafe»
benachteiligt. Vielmehr profitier-
ten sievoneinem«Heiratsbonus»
– trotz der Plafonierung.

Alle Lebensmodelle sollen
gleich behandelt werden
Denn Verheiratete geniessen in
der AHV verschiedene Vorteile.
Dazu zählen etwa die Witwen-
und Witwerrenten, ein Verwit-
wetenzuschlag imAlter sowie die

Tatsache, dass nicht erwerbstä-
tige Ehepartnerinnen oder -part-
ner von den Beiträgen befreit
sind.Hinzu kommt das Splitting:
Die Einkommen beider Partner
werden für die Berechnung der
Renten aufgeteilt und je zurHälf-
te beiden gutgeschrieben. Laut
dem Bundesrat haben diese Pri-
vilegien einenWert von 4,5 Mil-
liarden Franken pro Jahr.

Die FDPbringt nun einenneu-
enVorschlag insSpiel.Künftig sol-

len Ehepaare zwei individuelle
AHV-Renten erhalten, gleich wie
unverheiratete Paare. Die Plafo-
nierung würde also abgeschafft.
ImGegenzug sollen aberauchdie
Privilegienwegfallen,dieEhepaa-
reheutegeniessen: keineEinkom-
mensteilung,keineVerwitweten-
zuschläge und keine Beitragsbe-
freiung für Nichterwerbstätige
mehr. Damit wäre sichergestellt,
dass alle Lebensmodelle gleich
behandelt würden, schreibt die
FDP in einer Mitteilung. «Wenn
fair – dann richtig fair.»

Die gesellschaftliche Realität
habe sich stark verändert, argu-
mentiert die FDP. So seien heu-
te deutlich mehr Frauen berufs-
tätig. Diese Entwicklung solle
sich auch in der Altersvorsorge
widerspiegeln. Für bereits lau-
fende Renten würde nach dem
Willen der FDP aber eine Besitz-
standsgarantie gelten.

«UnserModellwürde dieAHV
entlasten und Raum für Verbes-
serungenvon tiefenRenten schaf-
fen», sagt FDP-Nationalrat Andri
Silberschmidt. Die Mitte-Initiati-
ve dagegen seimit unverantwort-
lich hohen Kosten verbunden.

Die Freisinnigen schlagen ihr
Modell als indirekten Gegenvor-

schlag zurMitte-Initiative vor. In
der Sozialkommission des Nati-
onalrats sind sie damit aber ge-
scheitert: Die Kommission lehn-
te den Vorschlag ab, wie sie ges-
ternmitteilte.Andere Bürgerliche
unddie Linke stimmtendagegen.

Witwen und Geschiedene
als Leidtragende
SP-Co-PräsidentinMatteaMeyer
sagt,überdieHinterlassenenren-
ten könnemandiskutieren,wenn
der Plafond aufgehoben werde.
Am Splitting des Einkommens
wolle die SPaber festhalten.Wür-
de die Einkommensteilung abge-
schafft, wären Witwen und Ge-
schiedenedie Leidtragenden.Wer
unbezahlte Betreuungsarbeit
leiste, trüge ein hohes Risiko.

Die SP befürworte eine ge-
rechte Aufteilung der unbezahl-
ten Betreuungsarbeit, sagt Mey-
er weiter. In der Realität werde
diese aber immer noch oft von
einerPerson geleistet, häufig von
der Frau. Deshalb sei das Split-
ting wichtig.

Die SP stellte ebenfalls einen
Gegenvorschlag zur Diskussion.
Sie schlägt vor, denAHV-Plafond
fürEhepaarevon 150 auf 175 Pro-
zent zu erhöhen, statt ihn abzu-

schaffen. Auch wären nicht er-
werbstätige Ehepartnerinnen
und Ehepartner nicht mehr von
der Beitragspflicht befreit. Das
lehnte dieMehrheit derKommis-
sion aber ebenso abwie denFDP-
Vorschlag. Das letzte Wort ist
freilich noch nicht gesprochen:
Die Kommissionwill ihreDiskus-
sion fortsetzen,wenn sie überdie
Reform der Hinterlassenenrente
berät. ImParlament dürfte es zu-
dem erneut Anträge für Gegen-
vorschläge geben.

Dass sich die Kommission
nicht auf einen Vorschlag eini-
gen konnte, kommt der Mitte-
Partei entgegen. «Für uns ist das
gut», sagt Nationalrat Thomas
Rechsteiner.

Während sich die Sozialkom-
mission des Nationalrates über
mögliche Gegenvorschläge Ge-
danken macht, hat sich die
Schwesterkommission des Stän-
derates bereitsmit der Finanzie-
rung befasst. Sie schlägt vor, die
vom Stimmvolk beschlossene
13. AHV-Rente und eine allfälli-
ge Aufhebung des Ehepaarpla-
fondsmit Erhöhungen der Lohn-
beiträge für die AHV und mit
Mehrwertsteuererhöhungen zu
finanzieren.

FDPwill AHV-Privilegien für Ehepaare abschaffen
Individuelle Renten Verheiratete sollen in der AHV gleich behandelt werden wie Unverheiratete, fordert die FDP.
Die Linke moniert, das gehe auf Kosten jener, die unbezahlte Betreuungsarbeit leisteten.

Sollen Verheiratete keine Ehepaarrente mehr erhalten? Foto: Urs Jaudas

In der Wasseroberfläche des
grössten ganz in der Schweiz
liegenden Sees spiegelte sich in
diesen Tagen der blaue Früh-
lingshimmel. Postkartenmaterial.
Doch bei der Schifffahrts
gesellschaft Neuenburgersee
Murtensee blinkten die Warn-
leuchten.

Das Unternehmen mit dem
klingenden Namen Société de
Navigation sur les Lacs de
Neuchâtel et Morat SA (LNM) ist
unruhige Gewässer gewohnt, es
sorgt seit Jahren für Schlagzeilen:
notorisch schlechte Finanzen,
eine schlecht unterhaltene Flot-
te. Die LNM gilt als Sorgenkind
der Schweizer Seen. Die letzten
Wochen standen die Zeichen gar
auf Sturm.

«Wir können nichtmehr»,
sagen die Angestellten
Die Lokalzeitung «Arcinfo»
machte am 1. April publik, dass
die chronisch überlasteten An-
gestellten der Gesellschaft mit
Streik drohen. «Wir können nicht
mehr», hiess es. Die Rede ist
von einem «totalen Vertrauens
verlust» zwischen der Direktion
und derBelegschaft, die 24Ange
stellte zählt. Unter anderem
auch,weil die Personalprobleme
seit über einem Jahr adressiert
seien – passiert sei nichts.

Kaum besser geht es der Flot-
te. Nur gerade drei von sieben
Schiffen sind derzeit einsatz
bereit – kurz vor Saisonbeginn
an Ostern. Dazu kommen
600’000 FrankenVerlust für das
Jahr 2024 – statt der prognos
tizierten 170’000 Franken. Am
letzten Wochenende musste die
LNM dann auch noch den Win-
terfahrplan aussetzen. Grund:
«betriebliche Gründe».

Erleidet die LNM gerade
Schiffbruch? Der Verwaltungs-
rat zeigt sich alarmiert. Die Kan-

tone Freiburg und Neuenburg
besitzen je ein Viertel, dieWaadt
19 Prozent der Gesellschaft – alle
drei haben Vertreter im Gremi-
um. In einer kurzfristig anbe-
raumten Krisensitzung entschei-
det man sich für Sofortmass
nahmen. Und setzt durch, dass
die LNM schnell drei zusätzliche
Stellen erhält. Zwei Gross-
projektewerden sistiert, um den
Betrieb zu stabilisieren. Ver
waltungsratspräsident Nicolas

Gigandet und der neu eingesetz-
te Direktor Peter Voets geben
sich gegenüber der Presse opti-
mistisch, dass die Massnahmen
das Personal neu motivieren
werden. Der Saisonstart sei ge-
währleistet.

Die Belegschaft
bleibt skeptisch
Jean-Pierre Etique, zuständiger
Sekretär bei der Gewerkschaft
desVerkehrspersonals SEV, sagt:

«Das ist das erste Zeichen, dass
die Situation vomUnternehmen
endlich ernst genommen wird
– und deshalb positiv.Allerdings
bleibt die Belegschaft skeptisch.
Sie will jetzt Taten sehen.»

Grund für die Skepsis ist unter
anderem, dass Präsident Gigan-
det unter anderem angekün-
digt hat, spätestens im Sommer
seienwieder alle Schiffe imWas
ser. Gewerkschafter Etique sagt:
«Das hat die Belegschaft erstaunt

zur Kenntnis genommen. Ein
solcher Effort kann nur unter
Inkaufnahme von weiteren Be-
lastungen für das Personal ge-
stemmt werden.»

Der Druck bleibt nicht nur
vonseiten der Gewerkschaften
hoch. Auch die Eignerkantone
wollen Resultate sehen. Sie
schiessen pro Jahr über 1,5 Mil-
lionen in den laufenden Betrieb
ein. Sie beschlossen zudem,
die Rückzahlung eines Darle-

hens über 7,2Millionen Franken
auszusetzen.Diese «erheblichen
finanziellen Anstrengungen»
müssen laut dem zuständigen
Neuenburger Verkehrsminister
Laurent Favre (FDP) nun endlich
Folgen haben: «Wir erwarten
von der LNM, die Schifffahrt so
schnell wie möglich wieder auf-
zunehmen und das Vertrauen
des Personals wiederherzustel-
len», sagt er.

Zudem sei es «unerlässlich»,
eine neue Planung der Instand-
haltung in Angriff zu nehmen,
um kurz- und mittelfristig
eine unbesorgte Schifffahrt zu
ermöglichen. Die Fribourg, das
grösste Schiff der Flotte, muss
bald komplett renoviertwerden.
Kostenpunkt: vier Millionen
Franken.

Der Fahrplan ist ein
politischer Kompromiss
Favre ist imNeuenburger Staats-
rat nichtmehr lange für das Dos-
sier zuständig, es übernimmt die
neu gewählte ehemalige Stände-
rätin der Grünen, Céline Vara.
Von ihr wird erwartet, dass sie
den Druck auf das Unternehmen
weiter erhöhen könnte – insbe-
sondere in Bezug auf denArbeit-
nehmerschutz.

Eines kann allerdings auch
Céline Vara nicht ändern: die
Ausgangslage der LNMgilt unter
Schifffahrtskennern als äusserst
schwierig. Durch die drei Besit-
zerkantone ist der Fahrplan der
Gesellschaft ein politischerKom-
promiss – und basiert nicht in
erster Linie auf Wirtschaftlich-
keit. So gilt die Strecke Estavayer-
Yverdon als chronisch schlecht
ausgelastet.Doch dieWaadt zahlt
mit – also halten die Schiffewei-
terhin in der zweitgrössten Stadt
des Kantons.

Benno Tuchschmid, Lausanne

Millionenverluste und Streikdrohung: Drei-Seen-Schifffahrtsgesellschaft in Nöten
Kantone müssen eingreifen Die auf demNeuenburger-, demMurten- und dem Bielersee tätige LNM kämpft mit grossen Problemen.

Die Schiffe Ville de Neuchâtel, Fribourg, Neuchâtel und Ville de Morat liegen im Hafen von Neuenburg – nicht alle sind betriebsbereit. Foto: Keystone
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Entgeisterter Trader an der Wall Street: Die Kurse spielten in dieser Woche weltweit verrückt. Foto: Angela Weiss (AFP)

Jorgos Brouzos

Eine Neuigkeit zu den US-Straf-
zöllen jagt derzeit die nächste.
Das wirkt sich auf die Finanz-
märkte aus, seit einer Woche
spielen diese verrückt. Die Zölle
wurden eingeführt und wieder
ausgesetzt. Dann für Chinawie-
der erhöht und gleich noch ein-
mal erhöht. Nun schlägt China
zurück und erhöht die Zölle für
US-Waren auf 125 Prozent.

Die Unsicherheit schlägt auf
die Börsen durch. Denn Zölle
gelten als Gift für dieWirtschaft.
Sie führen zu weniger Wettbe-
werb, höheren Preisen und scha-
den so den Konsumentinnen
und Konsumenten.

Wie verrückt die letzten Tage
waren, lässt sich an fünf Punk-
ten aufzeigen. DerDollar verliert
anWert, der Frankenwird rasant
stärker. Der sonst fast langwei-
lige Schweizer Leitindex SMI
sackt an einemTag 5 Prozent ab,
um am nächsten Tag wieder so
viel zuzulegen. Die US-Staatsan-
leihen, sonst eine sichereWette,
werden plötzlich für Investoren
zu riskant. Und das Gold ge-
winnt an Wert – und ist so teu-
er wie noch nie.

So grosse Marktbewegungen
sind ungewöhnlich. Sie zeigen
auch, dass die Situation noch
lange nicht ausgestanden ist.
Das Auf und Ab der Märkte, die
Schwäche des Dollars und die
zunehmendeUnsicherheit selbst
bei traditionell stabilenAnlagen
wie den US-Staatsanleihen deu-
ten darauf hin, dass die Verei-
nigten Staaten als wirtschaftli-
ches Zugpferd anVerlässlichkeit
verlieren.

1 Der Dollar sackt ab,
der Franken legt zu
DerDollar ist so etwaswie das Le-
benselixier der Weltwirtschaft.
RundumdenGlobuswirdmit der
US-Währung gehandelt. Davon
will die Regierung Trump profi-
tieren. Sie hat imMärz das «Mar-
a-LagoAccord»veröffentlicht.Ein
Papier, das aufzeigt,wie derWert
des Dollars gesenkt werden soll,
umdie Exportwirtschaft derUSA
zu stärken. Doch Trumps Zölle
wirken zu extrem und lassen die
Investoren an der Stabilität der
Weltwährung zweifeln.

«Die rasche und aggressive
Einführung von Zöllen durch die
Trump-Administration stellt die
globaleRolle desDollars infrage»,
schreiben die Analysten der
Schweizer Privatbank Pictet. Der
Dollar verliert an Vertrauen, das
stärkt den Franken. Er hat sich
in der Vergangenheit oftmals als
sichereAnlage in unruhigen Zei-
ten erwiesen.DerEffekt zeigt sich
auch jetzt.

2 Die Nationalbank
gerät unter Zugzwang
Das bringt auch die Schweizeri-
sche Nationalbank (SNB) unter
Druck.Sie hat denLeitzins zuletzt
im März gesenkt. Damals hat sie
die wirtschaftliche Unsicherheit,
die durchTrumpsZollpolitik ent-
steht, bereits vorweggenommen.

DieÖkonomenderUBSschrei-
ben in einem Bericht, dass des
wegen eine weitere Zinssenkung
notwendigwerdenkönnte: «Eine
Zinssenkung der SNB im Juni
könnte notwendigwerden,wenn
der Schweizer Franken sich nicht
von seinem aktuellen Niveau ab-
schwächt.» Die SNB könnte auch

Devisengeschäfte tätigen, um so
den Franken im Vergleich zu an-
derenWährungen zu schwächen.
Das könnten die USA aber als ei-
nen Affront sehen. Oder wie die
UBS schreibt: «Interventionen
bergen jedochdasRisiko,dieHan-
delskonfliktemit denUSAzuver-
schärfen,wenn sie alsWährungs-
manipulation wahrgenommen
werden.»Möglich sei dahersogar,
dass die SNB die Zinsen notfall-
mässig senkt, um so die Schweiz
vordemwirtschaftlichenSchaden
des globalenHandelskonflikts zu
schützen.Die SNBkönntedieZin-
sen dann sogarwieder unter null
absenken. Die UBS-Experten ge-
hen aber davon aus, dass sich der
Handelsstreit beruhigt und der
Druck auf die SNB sinkt.

3 Die Börsen schwanken
wie sonst nie – die Panik
kann noch kommen
Nach dem massiven Absturz an
den Börsen zu Beginn derWoche
hat sich die Lage etwas beruhigt.
Der Schweizer Leitindex SMI hat
im Verlauf dieser Woche rund
4 Prozent verloren. Die Schwan-
kungenwaren an den einzelnen
Tagen riesig. Wirklich verdaut
haben die Märkte die Zölle aber

noch nicht. «Die Crash-Gefahr ist
noch nicht gebannt», sagt Flori-
an Weigert. Er ist Professor für
Finanzrisiken an derUniversität
Neuenburg. Es kann nämlich
noch schlimmer kommen. Denn
die aktuellen Schwankungen an
den Börsen sind zwar hoch, aber
noch nicht gefährlich. «5 Prozent
rauf und runter, das ist gewaltig,
aber erst ab einem Minus von
10Prozentwird richtige Panik auf
denBörsen aufkommen», soWei-
gert.Wenn dieser Punkt erreicht
sei, dann folgten die Anleger
innen und Anleger einem Her-
dentrieb. Dann verstärkten sich
die Abwärtstendenzen gegen
seitig und es gebe einen Crash.

Wie geht es nunweiter? «Wer-
den die Zölle wieder angesetzt,
werden wir uns auf einem nied-
rigerenNiveau einpendeln», sagt
Weigert. Der Kurs könnte sich
dannbei einemrund 10bis 15Pro-
zent tieferenKurs alsvordenZoll-
anhebungen stabilisieren.

4 Die US-Staatsanleihen
zwingen Trump zur Einsicht
In den letzten Tagen haben die
Aktienmärkteverloren, aberauch
die Anleihemärkte. Das ist aus-
sergewöhnlich: Besonders der
Absturz der US-Staatsanleihen
gilt als wichtiges Krisensignal.
«Das ist eine seltene Kombinati-
on», so Weigert. Normalerweise
wird dasGeld ausAktien abgezo-
genund inAnleihen investiert. Sie
gelten inKrisen als stabiler. In den
letzten Tagen gerieten aber auch
die Anleihen unter Druck.

DerFinanzmarktexperte Peter
Schiff schrieb dazu auf der Platt-
formX: «Ich habe noch nie einen
somassivenAusverkauf vonUS-

Anlagen gesehen.» Das hat für
dieUSAweitreichende Folgen.Sie
müssen künftig höhere Schuld-
zinsen bezahlen, wenn sie neue
Anleihen ausgeben. Das heisst,
das Landmüsste nochmehrGeld
für Zinszahlungen aufwenden.
Das ist nicht im InteresseTrumps.
«Das war wohl auch der Grund,
weshalb Trump die Zölle aus
gesetzt hat», sagtWeigert.

Trump selbst sprach davon,
dass dieAnleihemärkte «tricky»
seien.Was sichwohl am ehesten
mit knifflig übersetzen lässt. Die
Lage bei den US-Staatsanleihen
hat sich seit dem Aussetzen der
Zölle etwas beruhigt, angespannt
ist die Lage aber weiterhin.

Laut den Zürcher Finanzex-
perten von Independent Credit
Viewwurde derAnleihemarkt in
den letztenTagen «aufgerüttelt».
Er reagiere sensibel auf Defizite,
Schuldenstand und schwächere
Wachstumsprognosen in den
USAund fordere nun seinenTri-
but in Formvon höheren Zinsen.

5 Der Goldpreis steigt in der
Krise – der Bitcoin fällt zurück
Das Gold beweist einmal mehr
seine Qualität als sicherer Hafen.
Der Goldkurs ist in den letzten
Tagen deutlich angestiegen.
Seit JahresbeginnhatdasEdelme-
tall ummehrals 20Prozent zuge-
legt, eine Feinunze kostet über
3200 Dollar. Tag für Tag klettert
es auf einen neuen Allzeitrekord.
KaumeineAnlage scheint derzeit
stabil zu sein.Das sehen auch die
Experten von Pictet so. Sie emp-
fehlen den Investoren, sichere
Anlagen in Franken und Gold zu
halten– zumindest so lange,«bis
sich der Staub gelegt hat».

Fünf Erkenntnisse
aus einer verrücktenWoche
Trump-Bonanza an den Märkten Sogar die SNB gerät jetzt unter Druck: Donald Trumps Zölle sorgen für Chaos,
er selbst hatte die Anleihemärkte nicht auf dem Radar. Doch der eigentliche Crash könnte erst noch kommen.

«Ich habe noch nie
einen somassiven
Ausverkauf
von US-Anlagen
gesehen.»
Peter Schiff
Finanzmarktexperte

Notfall Die Zahl der Notfall
konsultationen in Spitälern hat
in den letzten Jahren zugenom-
men. Das führt zu Überlastun-
gen und langenWartezeiten.Mit
ein Grund dafür ist, dass viele
Menschen den Notfall auch bei
Bagatellfällen aufsuchen. Um
dementgegenzutreten,wurde im
Jahr 2017 aus den Reihen der
Grünliberalen im Parlament ein
Vorstoss eingereicht.

Erverlangt, dass Personen,die
den Notfall aufsuchen, pauschal
50Franken zumSelbstbehalt hin-
zuzahlenmüssen.Bei Bagatellen
soll dies vor dem Besuch einer
Notfallstation abschrecken und
so die Spitäler entlasten. Ausge-
nommen von der Regelung sind
Kinder und Schwangere. Zudem
entfällt die Gebühr, wenn man
eine schriftliche Überweisung
von einer Apotheke oder einem
Arzt vorweist.

«Menschen sensibilisieren»
Seit acht Jahren wird die Idee im
Parlament hin- und hergescho-
ben. Gestern sprach sich nun die
Gesundheitskommission desNa-
tionalratsmit einerhauchdünnen
Mehrheit von 13 zu 12 Stimmen
fürdasAnliegen aus.PatrickHäs-
sig (GLP, ZH) sagt: «Mit der Ge-
bühr wollen wir die Menschen
sensibilisieren. Es muss uns be-
wusster werden, dass der Gang
auf die Spital-Notfallstation einer
der teuerstenmedizinischenPro-
zesse ist. Viele kleinere Fälle
könnten in einer Apotheke oder
mit einemAnruf einermedizini-
schenNotrufnummerzufrieden-
stellend geregelt werden.»

Dagegen hält SarahWyss (SP,
BS): «Einmal mehr trifft es die
sozial Schwächeren stärker. Sie
werden sich überlegen müssen,
ob sie es sich leisten können, sich
behandeln zu lassen. Zudem ist
dieVorlage ein teueres Bürokra-
tiemonster.»

Sollte dasAnliegen angenom-
menwerden, dürfen die Kantone
autonom entscheiden, ob und in
welcherHöhe sie die Gebührvon
maximal 50 Franken umsetzen,
sobald die versicherte Person die
jährliche Franchise erreicht hat.
Als Nächstes wird der National-
rat voraussichtlich im Herbst als
erster Rat über den vorliegenden
Entwurf abstimmen.

Simone Steiner

50 Franken
Zuschlag bei
Bagatellbesuchen

Kommission AdoptionenvonKin-
dern ausdemAusland sollen auch
künftig erlaubt sein. Die zu
ständige Nationalratskommissi-
on stellt sich gegen einvomBun-
desrat geplantes Verbot. Sie will
stattdessen die Kontrollen bei in-
ternationalenAdoptionenverbes-
sern.Mit 19 zu 6 Stimmenhat die
Rechtskommission eine entspre-
chende Motion beschlossen. Da-
rüberentscheidenwirdalsNächs-
tes der Nationalrat.

Die Kommissionsmehrheit
will, dass der Bundesrat auf
seinen Entscheid von Anfang
Jahr zurückkommt und statt
eines Verbots von internationa-
len Adoptionen deren Kontrolle
verstärkt. Dadurch solle das
Missbrauchsrisiko reduziertwer-
den. Gegen ein Verbot spreche,
dass ein solches adoptierte Per-
sonen und ihre Familien stigma-
tisieren würde. (SDA)

Gegen Verbot von
internationalen
Adoptionen


